
nachhaltigere Reaktion aber unterbleiben muß. Das 
Verfahrensergebnis gibt dann dem Verklagten recht; 
die Kosten hat der Kläger zu tragen. In solchen Fällen 
läßt sich meist ein gerechteres Ergebnis herbeiführen, 
wenn im Rahmen der §§ 550, 862 BGB Hilfsanträge auf 
Unterlassen des vertragswidrigen und besitzstörenden 
Verhaltens angeregt werden. Damit wird die aktive 
Rolle des Gerichts bei der Verfahrensleitung erfüllt, der 
Konflikt möglichst rasch und umfassend gelöst und das 
unbefriedigende Ergebnis vermieden, trotz eines fort­
bestehenden Konflikts den Antrag abweisen zu müs­
sen. Die Lösung des Konflikts wäre dann auf einen un­
gewissen spateren Zeitpunkt vertagt.

Trennung des wesentlichen Parteivorbringens 
von unwesentlichem Vorbringen

Zu den Pflichten des Gerichts, den Parteien Hinweise 
für ihre Mitwirkung zu geben, gehört es auch, wesent­
liches Parteivorbringen von unwesentlichem zu trennen 
und neben der Sache liegende Äußerungen je nach 
ihrem Inhalt zu unterbinden oder mit der gebotenen 
Kürze abzuhandeln. Zwar darf ein Vorbringen nicht 
abgeschnitten werden, dessen Sachdienlichkeit der Vor­
sitzende noch nicht voll einzuschätzen vermag. Hier 
werden im Gegenteil weitere Erörterungen notwendig 
sein, bis sich erwiesen hat, ob das Vorbringen erheblich 
oder unerheblich ist.
Eine elementare Forderung der Verhandlungsführung 
ist es jedoch, ersichtlich nicht zur Sache gehörende (der 
Stimmungsmache dienende oder mit Gewißheit un­
erhebliche) Behauptungen nicht zuzulassen. Die in der 
Praxis vielfach vertretene gegenteilige Meinung, man 
solle die Parteien auch zu Unwesentlichem reden las­
sen, damit sie spürten, daß sie vom Gericht mit ihrem 
Anliegen gehört werden, ist unrichtig, ja, in gewissem 
Grade sogar unaufrichtig. Eine solche Meinung ver­
kennt die Aufgaben der sachbezogenen Verhandlung 
und mißachtet die Grundsätze der Verfahrensökonomie. 
Teilweise dient sie aber auch zur Entschuldigung für 
eine unzureichende Vorbereitung auf die mündliche 
Verhandlung oder für Schwierigkeiten, sich in der Ver­
handlung auf neues Vorbringen einzustellen.
Mit den Grundsätzen der sozialistischen Demokratie 
ist es nicht vereinbar, bei einer Prozeßpartei entgegen 
den Tatsachen die Illusion zu erwecken, es komme auf 
jeden, auch noch so unwesentlichen Beitrag zur Ver­
handlung an, er fördere damit das Verfahren. Die auch 
für das gerichtliche Verfahren geltende Forderung, den 
Menschen deutlich zu machen, „daß wir alle Probleme 
mit ihnen gemeinsam durchdenken und lösen wol­
len“/9/, muß real erfüllt werden. Es geht nicht um eine 
nur scheinbare Hilfe, die in Wirklichkeit die Lösung 
des Konflikts erschwert, sondern darum, daß das Ge­
richt alle Mittel der Verhandlungsleitung einsetzt, um 
eine echte Mitwirkung der Parteien und ein gemein­
sames Durchdenken der im Verfahren zu lösenden Pro­
bleme zu erreichen.

Hinweise auf die Rechtslage

Das sozialistische Zivilrecht stellt überwiegend unkom­
plizierte, den Beteiligten am Zivilrechtsverkehr ohne 
weiteres verständliche Pflichtanforderungen. Im Mittel­
punkt aller Bemühungen um die Lösung des Konflikts 
steht deshalb in der Regel der Streit um einen be­
stimmten Sachverhalt, nicht um die rechtlichen Folge­
rungen, die zu ziehen sind, falls der Sachverhalt er­
wiesen ist. Deshalb ist die Aktivität des Gerichts in der 
Mehrzahl der streitigen Zivilverfahren vorrangig dar-

19/ E. Honecker, Zu aktuellen Fragen bei der Verwirklichung 
der Beschlüsse des VIII. Parteitages, Aus dem Schlußwort aui 
der 4. Tagung des Zentralkomitees der SED, Berlin 1971, S. 32.
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auf gerichtet, die Parteien zur richtigen Sachverhalts­
aufklärung zu befähigen und anzuhalten.
Gleichwohl umfaßt die Hinweispflicht des Gerichts auch 
verständliche, differenzierte und rechtzeitige Hinweise 
auf die Rechtslage. Hierzu zählen insbesondere Erörte­
rungen über die rechtlichen Voraussetzungen das gel­
tend gemachten, Anspruchs, über die Schlüssigkeit des 
Klagevorbringens und der Klageerwiderung, über even­
tuelle Änderungen der Anträge unter rechtlichen Ge­
sichtspunkten und über rechtliche Konsequenzen aus 
einem bestimmten Beweisergebnis. Durch diese Hin­
weise lernen die Parteien die Rechtsansicht des Gerichts 
kennen und werden in die Lage versetzt, Folgerungen 
daraus zu ziehen, indem sie entweder ihr Verhalten 
im Verfahren darauf einstellen oder sich mit der ge­
äußerten Rechtsansicht auseinandersetzen und gegen sie 
angehen. Eine auf dieser Grundlage erarbeitete Rechts­
auffassung kann den Einigungsbemühungen des Ge­
richts oder der Entscheidung der Sache zugrunde gelegt 
werden. Sie ist das Ergebnis eines echten Zusammen­
wirkens von Gericht und Parteien. Darüber hinaus 
stärkt sie die Überzeugung der Parteien von der Ge­
rechtigkeit der angestrebten Konfliktlösung im all­
gemeinen und von der Notwendigkeit oder Zweck­
mäßigkeit einer verlangten Mitwirkungshandlung im 
besonderen.

Zu methodischen Fragen der Hinweispflicht

Es wurde bereits erwähnt, daß das Gericht alle Mittel 
der Verhandlungsleitung einzusetzen hat, um eine 
fruchtbare Mitwirkung der Parteien zur Lösung des 
Konflikts zu erreichen. Hierbei tauchen in der Praxis 
immer wieder methodische Fragen auf, deren richtige 
Beantwortung für das Niveau der gerichtlichen Ver­
handlung wesentlich ist.

Verhandlungsleitung und Streitgespräch der Parteien
Das Niveau einer Verhandlung wird davon mit­
bestimmt, wie es gelingt, die Parteien zum unmittel­
baren Eingehen auf die Hinweise des Gerichts anzulei­
ten und sie von unfruchtbaren Streitgesprächen unter­
einander abzuhalten. Der Meinung, die Parteien sollten 
unter Leitung des Gerichts „ausführlich miteinander 
diskutieren“/10/, kann ich mich nicht anschließen. Eine 
solche Verfahrensweise birgt die Gefahr einer zu ge­
ringen Aktivität des Gerichts in sich, das seine Verant­
wortung für den Verfahrensablauf u. U. nicht voll wahr­
nimmt. Sie kann aber auch eine fehlgerichtete und 
übersteigerte Aktivität der Parteien mit sich bringen. 
Erfahrungen sowohl der Kreis- als auch der Bezirks­
gerichte beweisen, daß Zwiegespräche zwischen den 
Parteien — aber auch zwischen Anwälten — sehr leicht 
in „Parteiengezänk“ ausarten können. Im Interesse 
einer guten Verhandlungsatmosphäre und auch der 
Konzentration der Verhandlung sollten deshalb Dia­
loge zwischen den Parteien nicht zugelassen werden, ab­
gesehen von besonderen, verfahrenstaktisch auszunut­
zenden Situationen, in denen ein Streitgespräch unmit­
telbaren Aufschluß über die Glaubwürdigkeit des Sach- 
vortrags der Parteien geben kann. Das Gericht sollte 
immer Adressat der Erklärungen der Parteien sein.

Verhandlungsleitung und kollektive Meinungsbildung 
des Gerichts
Die erforderlichen Hinweise hat der Vorsitzende des 
Gerichts im Rahmen seiner Verhandlungsleitung zu ge­
ben. Sie müssen jedoch stets die Meinung des gesamten 
Gerichts sein, d. h. vom Ergebnis der Beratung mit den

/IO/ Vgl. F. Niethammer, „Die Gerichtsverhandlung im neuen 
Zivilprozeß“, NJ 1960 S. 577 fl. (579).


